
Information nach Artikel 13 und 14  
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 

 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

(Name Behörde, Sitz, Kontaktdaten, vertretungsberechtigte Person / Leitung) 

Zuständige Fachabteilung  

(Ansprechpartner/In, Kontaktdaten) 

Landeshauptstadt Düsseldorf  

Standesamt 

Inselstraße 17 

404790 Düsseldorf 

www.duesseldorf.de/standesamt  

Telefon: 0211 / 89-91 

E-Mail: standesamt@duesseldorf.de  

Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten  

Behördlicher Datenschutzbeauftragter  

Landeshauptstadt Düsseldorf 

Marktplatz 3 

40200 Düsseldorf  

Telefon: 0211 / 89 21322 

E-Mail: datenschutz07@duesseldorf.de  

 

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

Zwecke: 

Ihre personenbezogenen Daten werden zur Registerführung von Personenstandsbüchern (Personen-

standsregister) erhoben. Dies umfaßt die 

 Prüfung der Ehevoraussetzungen und Mitwirkung an der Eheschließung/Umwandlung einer Lebens-

partnerschaft in eine Ehe 

 Beurkundung von Personenstandsfällen in den Personenstandsregistern (Eheschließungen, Um-

wandlungen von Lebenspartnerschaften in Ehen, Geburten, Sterbefälle, Namensänderungen) 

 Ausstellung von Urkunden aus den Personenstandsregistern 

 Information von durch Rechtsvorschriften bestimmten öffentlichen Stellen über Personenstandsfälle 

 Ermöglichung der Benutzung der Personenstandsregister durch Behörden, Gerichte und Privatperso-

nen in den in §§ 61 ff. Personenstandsgesetz definierten Fällen 

Rechtsgrundlagen: 

Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung Ihrer Daten sind §3 Personenstandsgesetz (PStG), §§8,9 Perso-

nenstandsverordnung (PStVO) 

Folgen bei Nichtbereitstellung der Daten durch die betroffene Person: 

Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten ist gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben, für einen 

Vertragsabschluss erforderlich oder die betroffene Person ist verpflichtet die personenbezogenen Daten 

bereitzustellen. 

  
nein 

   
X 

 
ja 

  
Folgen bei Nichtbereitstellung der Daten 

  

Bei der Beantragung von Urkunden können ohne Angabe der erforderlichen Daten 

keine Urkunden ausgestellt werden. Im Übrigen können Zwangs- und Bußgelder fest-

gesetzt werden. 

   

http://www.duesseldorf.de/standesamt
mailto:standesamt@duesseldorf.de
mailto:datenschutz07@duesseldorf.de
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Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden: 

§ 15 PStG, Eintragung in das Eheregister 

(1) Im Eheregister werden im Anschluss an die Eheschließung beurkundet  

1. Tag und Ort der Eheschließung, 

2. die Vornamen und die Familiennamen der Ehegatten, Ort und Tag ihrer Geburt, ihr Geschlecht sowie 

auf Wunsch eines Ehegatten seine rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, die Körper-

schaft des öffentlichen Rechts ist, 

3. die nach der Eheschließung geführten Vornamen und Familiennamen der Ehegatten. 

 

§ 16 Fortführung des Eheregisters 

(1) Zum Eheeintrag werden Folgebeurkundungen aufgenommen über  

1. den Tod des erstverstorbenen Ehegatten, 

2. die Todeserklärung oder die gerichtliche Feststellung der Todeszeit eines Ehegatten und die Aufhe-

bung solcher Beschlüsse sowie die Auflösung der Ehe durch Eheschließung des anderen Ehegatten, 

3. die Aufhebung oder die Scheidung der Ehe, 

4. die Feststellung des Nichtbestehens der Ehe, 

5. jede Änderung des Namens der Ehegatten, 

6. jede sonstige Änderung des Personenstandes, soweit sie Angaben im Eheeintrag betrifft, 

7. die Änderung der eingetragenen Religionszugehörigkeit, wenn der betroffene Ehegatte dies wünscht, 

8. Berichtigungen. 

Auf die Wiederverheiratung oder die Begründung einer Lebenspartnerschaft wird hingewiesen. 

 

§ 21 Eintragung in das Geburtenregister 

(1) Im Geburtenregister werden beurkundet  

1. die Vornamen und der Geburtsname des Kindes, 

2. Ort sowie Tag, Stunde und Minute der Geburt, 

3. das Geschlecht des Kindes, 

4. die Vornamen und die Familiennamen der Eltern sowie auf Wunsch eines Elternteils seine rechtliche 

Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. 

(2) Ist ein Kind tot geboren, so werden nur die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 vorgeschriebenen Angaben mit dem 

Zusatz aufgenommen, dass das Kind tot geboren ist. Auf Wunsch einer Person, der bei Lebendgeburt des 

Kindes die Personensorge zugestanden hätte, sind auch Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 einzutragen. Hätte 

die Personensorge bei Lebendgeburt des Kindes beiden Elternteilen zugestanden und führen sie keinen 

gemeinsamen Familiennamen, so kann ein Familienname für das Kind nur eingetragen werden, wenn 

sich die Eltern auf den Namen eines Elternteils einigen. 

(2a) Bei einer vertraulichen Geburt nach § 25 Absatz 1 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes werden nur 

die in Absatz 1 Nummer 1 bis 3 vorgeschriebenen Angaben aufgenommen. Die zuständige Verwaltungs-

behörde bestimmt die Vornamen und den Familiennamen des Kindes. 
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(3) Zum Geburtseintrag wird hingewiesen  

1. auf die Staatsangehörigkeit der Eltern, wenn sie nicht Deutsche sind und ihre ausländische Staatsan-

gehörigkeit nachgewiesen ist, 

2. bei einem Kind, dessen Eltern miteinander verheiratet sind, auf deren Eheschließung, 

3. auf die Beurkundung der Geburt der Mutter und des Vaters, 

4. auf den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit des Kindes nach § 4 Absatz 3 des Staatsangehö-

rigkeitsgesetzes, 

5. auf das Sachrecht, dem die Namensführung des Kindes unterliegt. 

 

§ 27 Fortführung des Geburtenregisters 

(1) Wird die Vaterschaft nach der Beurkundung der Geburt des Kindes anerkannt oder gerichtlich festge-

stellt, so ist dies beim Geburtseintrag zu beurkunden. Über den Vater werden die in § 21 Abs. 1 Nr. 4 ge-

nannten Angaben eingetragen; auf die Beurkundung seiner Geburt wird hingewiesen. 

(2) Die Anerkennung der Mutterschaft zu einem Kinde wird auf mündlichen oder schriftlichen Antrag der 

Mutter oder des Kindes beim Geburtseintrag beurkundet, wenn geltend gemacht wird, dass die Mutter 

oder der Mann, dessen Vaterschaft anerkannt oder rechtskräftig festgestellt ist oder von dem das Kind 

nach Angabe der Mutter stammt, eine fremde Staatsangehörigkeit besitzt und das Heimatrecht dieses 

Elternteils eine Anerkennung der Mutterschaft vorsieht. 

(3) Außerdem sind Folgebeurkundungen zum Geburtseintrag aufzunehmen über  

1. jede sonstige Änderung des Personenstandes des Kindes; bei einer Annahme als Kind gilt § 21 Abs. 1 

Nr. 4 entsprechend, 

2. die Änderung der Namensführung der Eltern oder eines Elternteils, wenn auch das Kind den geänder-

ten Namen führt, 

3. die Feststellung des Namens des Kindes mit allgemein verbindlicher Wirkung, 

4. die nachträgliche Angabe oder die Änderung des Geschlechts des Kindes, 

5. die rechtliche Zugehörigkeit des Kindes zu einer Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentli-

chen Rechts ist, sowie die Änderung dieser Eintragung, sofern das Kind dies wünscht, 

6. die Berichtigung des Eintrags. 

(4) Für die aus Anlass der Beurkundungen nach den Absätzen 1 und 3 aufzunehmenden Hinweise gilt § 

21 Abs. 3 entsprechend. Im Übrigen wird hingewiesen  

1. auf die Ehe oder die Lebenspartnerschaft des Kindes, 

2. auf die Geburt eines Kindes, 

3. auf den Tod des Kindes oder eine das Kind betreffende Todeserklärung oder gerichtliche Feststellung 

der Todeszeit. 

 

§ 31 Eintragung in das Sterberegister 

(1) Im Sterberegister werden beurkundet  

1. die Vornamen und der Familienname des Verstorbenen, Ort und Tag seiner Geburt, das Geschlecht 

sowie auf Wunsch des Anzeigenden die rechtliche Zugehörigkeit des Verstorbenen zu einer Religionsge-

meinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, 

2. der letzte Wohnsitz und der Familienstand des Verstorbenen, 
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3. die Vornamen und der Familienname des Ehegatten oder Lebenspartners, wenn der Verstorbene im 

Zeitpunkt seines Todes verheiratet war oder eine Lebenspartnerschaft führte; war die Ehe oder Lebens-

partnerschaft durch Tod aufgelöst oder war der Ehegatte oder Lebenspartner für tot erklärt oder war seine 

Todeszeit gerichtlich festgestellt worden, sind die Angaben für den letzten Ehegatten oder Lebenspartner 

aufzunehmen, 

4. Ort sowie Tag, Stunde und Minute des Todes. 

(2) Zum Sterbeeintrag wird hingewiesen  

1. auf die Beurkundung der Geburt des Verstorbenen, 

2. bei verheiratet gewesenen Verstorbenen auf die Eheschließung, 

3. bei Verstorbenen, die eine Lebenspartnerschaft führten, auf die Begründung der Lebenspartnerschaft. 

 

Wurden die Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben – zusätzlich:  

Information aus welcher Quelle die personenbezogenen Daten stammen und gegebenenfalls, ob sie aus öffentlich zugänglichen Quellen stammen 

 Elektronisches Personenstandsregister 

 Melderegister 

 Krankenhäuser, Pflegeheime, Justizvollzugsanstalten, Kinderheime, Polizei, Bestattungsunternehmer 

 

Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten: 

Die Standesämter sind durch Rechtsvorschriften (insbesondere §§ 57 bis 62 PStVO) verpflichtet, perso-

nenbezogene Daten unter bestimmten Voraussetzungen an andere öffentliche Stellen weiterzugeben.  

Dabei handelt es sich um folgende Empfänger bzw. Kategorien von Empfängern:  

- inländische Standesämter  

- Meldebehörde  

- Jugendamt  

- Vormundschaftsgericht  

- Familiengericht  

- Finanzamt  

- Amtsgericht  

- Nachlassgericht  

- Friedhofsverwaltung 

Im Einzelfall können darüber hinaus unter den Voraussetzungen der §§ 61 ff PStG personenbezogene 

Daten an die dort genannten Empfänger weitergeben werden. 

Geplante Datenübermittlung in ein Drittland oder an eine internationale Organisation 

 

  
nein 

   
X 

 
ja 

  
Weitere Informationen gem. Art. 13 Abs. 1 lit. f) bzw. Art. 14 Abs. 1 lit. f) DS-GVO 

  

Nach § 68 PStG iVm § 62 Abs. 4 PstV erfolgen Mitteilungen an ausländische Behör-

den auf Grund internationaler Übereinkommen, Personenstandsdaten verschiedener 

ausländischer Mitbürger an das jeweilige Konsulat 
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Speicherdauer der Daten, bzw. die Kriterien für die Festlegung der Speicherdauer: 

Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten  

Gemäß § 5 Absatz 5 des Personenstandsgesetzes werden die Daten in den Personenstandsregistern wie 

folgt gespeichert:  

Eheregister und Lebenspartnerschaftsregister: 80 Jahre  

Geburtenregister: 110 Jahre  

Sterberegister: 30 Jahre  

Nach Ablauf dieser Fristen werden die Daten dem zuständigen Archiv zur Übernahme angeboten. 

 

 

Information zu Betroffenenrechten  

Auf Ihre Rechte zu Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Datenübertrag-

barkeit und Widerspruch bezüglich aller Ihrer verarbeiteten personenbezogenen Daten weisen wir Sie an 

dieser Stelle ausdrücklich hin. Rechtsgrundlagen hierfür sind die Art. 15 bis 21 DS-GVO. 

Beruht die Verarbeitung personenbezogener Daten auf Ihrer Einwilligung, können Sie diese jederzeit mit 

Wirkung für die Zukunft widerrufen.  

Sie haben das Recht Beschwerden bei der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 

Nordrhein-Westfalen zu erheben: Postanschrift:  Postfach 20 04 44, 40102 Düsseldorf, Tel.: 0211 / 

0211/38424-0 oder E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de.  

 

mailto:poststelle@ldi.nrw.de

